
Der Kompass ist ein Messgerät, mit
dem man eine Richtung findet.
Seit langem hilft es vor allem See-

fahrern, Wüstendurchquerern und ande-
ren, die es schwer haben, sich zu orien-
tieren. ohne Kompass ist man leicht ver-
loren, so manches Skelett in einer Wüste
zeugt davon.

in den Zeiten moderner ortungssyste-
me hat der Kompass an Bedeutung ver-
loren. aber in der vergangenen Woche
spielte das Wort noch einmal eine große
Rolle, in einem politischen Sinne. Es ging
darum, dass der Bundesregierung außen-
und europapolitisch der Kompass fehlt.

in dieser Woche zerbröselte die illusion,
dass diese Bundesregierung in der lage
sein könnte, mit internationalen themen
halbwegs vernünftig umzugehen. Es gibt
keinen Kompass, es gibt keinen Kurs. Das
steht nun fest. Es gibt nur heftige Kon-
frontationen, es gibt eine Bundeskanzle-
rin, der im September eine abstimmungs-
niederlage zu Europa droht. Es gibt einen
außenminister, der von seinen Partei-
freunden beim thema libyen gedemütigt
wird und sein Gesicht wohl nur noch mit
einem Rücktritt wahren könnte. Und es
gibt ein ausland, das besorgt und kopf-
schüttelnd auf dieses seltsame Deutsch-
land schaut (siehe Seite 20).

Der frühere außenminister Joschka Fi-
scher von den Grünen fasst die Kritik in
einem SPiEGEl-Gespräch so zusammen:
„Es schmerzt mich als ehemaligen Res-
sortchef, dass die Grundüberzeugungen
fehlen. Es ist im Grunde noch schlimmer
als der Verlust des Kompasses: Realitäts-
verlust regiert“ (siehe Seite 26). Er bezog
sich auf einen Satz des früheren Bundes-
kanzlers Helmut Kohl, der ähnlich ge-
sprochen hatte: Der Bundesregierung feh-
le der Kompass. 

Dabei hat gerade eine schwarz-gelbe
Regierung ein eindeutiges Erbe zu ver-
walten: Europa und der Westen sind für
Deutschland wie Vater und Mutter, sind
die Heimat. Das haben die Bundeskanz-
ler Konrad adenauer und Helmut Kohl
in schwarz-gelben Koalitionen etabliert.
Merkel und Westerwelle sind dabei, die-
ses Erbe zu verspielen. aber das könnte
sie nun die Macht kosten.

* am vergangenen Mittwoch im Kabinett.
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K o a l i t i o n

Vater und Mutter verloren
Die internationale Politik der Bundesregierung ist ein Desaster. Deutschland kennt seinen Platz in

der Welt nicht mehr, und das wirkt sich nun auch auf die Machtverhältnisse im land aus. 
Der außenminister wurde von Parteifreunden bloßgestellt, die Union sägt am Stuhl der Kanzlerin. 
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Regierungskritiker Wulff, Kohl, Helmut Schmidt, Seehofer, Kritisierte Westerwelle, Merkel*: „Noch



Westerwelle hat bis in die vergangene
Woche hinein darauf beharrt, dass die
Enthaltung zum Waffeneinsatz in libyen
richtig gewesen sei. Sein Parteichef Phil -
ipp Rösler und sein Generalsekretär
Christian lindner haben schließlich die
notbremse gezogen und der nato für ih-
ren Einsatz gegen den Diktator Gaddafi
gedankt. Westerwelle ist damit als Ver-
treter Deutschlands in der Welt untrag-
bar geworden. Sein Starrsinn schadet
dem ansehen des landes. Merkel dage-
gen hat in der vergangenen Woche einen

bemerkenswerten Schwenk vollzogen
und einmal mehr die Rolle gewechselt.

Bislang war sie die kühle Machtpoliti-
kerin, die in Brüssel hart für deutsche in-
teressen stritt. Jetzt, spät, sehr spät, gibt
sie die beseelte Europäerin. Kommt sie
auf das „Werk der europäischen Eini-
gung“ zu sprechen, empfindet sie neuer-
dings „Ehrfurcht und Demut“. Und es
klingt wie eine Selbstvergewisserung,
wenn sie dem serbischen Präsidenten Bo-
ris tadič bei einem Besuch in Belgrad zu-
ruft: „Europa ist die lösung.“ 

Das sehen viele Parteifreunde anders.
Die Euro-Krise hat in der vergangenen
Woche eine neue Phase erreicht. Bislang
ging es um die Frage, wie die Gemein-
schaftswährung vor dem Zerfall gerettet
werden kann. nun aber geht es auch um
die Rettung von Merkels Kanzlerschaft.
Bekommt die schwarz-gelbe Koalition im
Herbst keine eigene Mehrheit für den er-
weiterten Euro-Rettungsschirm, heißt es
im Umfeld der Kanzlerin, stehe die Ko-
alition vor dem aus.

Die Machtfrage ist gestellt, und so wird
aus Merkel, der Zaudernden, Merkel, die
Glühende. Mit dem etwas paradoxen ap-
pell an das europapolitische Erbe von
CDU-Übervätern wie Konrad adenauer
und Helmut Kohl will die Kanzlerin den
Konflikt auf eine neue Ebene heben: hier
die Verteidigerin der großen idee Euro -
pas, dort die kleingeistigen Verächter der
EU-Rettungsschirme. 

Es ist eine riskante Strategie, denn die
Schar der Skeptiker wird größer. Vergan-
gene Woche meldeten sich nicht nur Mer-
kel-ferne CDU-Granden zu Wort, von
altkanzler Kohl bis zu Bundespräsident
Christian Wulff und Bundestagspräsident
norbert lammert. Bedenken kamen
auch von vermeintlichen Gefolgsleuten
wie dem angesehenen CDU-Parlamen -
tarier Wolfgang Bosbach und arbeits -
ministerin Ursula von der leyen (siehe
Seite 23). auch die CSU stellt sich gegen
Merkel.

So wird derzeit auf zwei internationa-
len Feldern innenpolitisch gekämpft, was
für die internationalen Beziehungen nicht
bekömmlich ist. Die FDP demontiert wei-
ter ihren außenminister. Die Union sägt
am Stuhl der Bundeskanzlerin. So steht
es um die beiden strahlenden Sieger der
Bundestagswahl von 2009.

auf dem europäischen Feld kommt
Merkels Wechselspiel möglicherweise zu
spät. Zu lange hatte sie in der Euro-Krise
laviert, zu oft den Eindruck genährt, be-
denkenlos gegen geltendes Recht und
wirtschaftliche Vernunft zu verstoßen.
„Wir konnten die Feuer gar nicht so
schnell austreten, wie neue entstanden
sind“, stöhnte vergangene Woche der Par-
lamentarische Geschäftsführer der
CDU/CSU-Fraktion, Peter altmaier.

Und so baut sich in der Unionsfrak -
tion eine explosive Mischung auf. Die
Regeln für den Euro-Rettungsschirm sind
im Kreis der europäischen Regie -
rungschefs beschlossen. trotzdem ver-
langen immer mehr abgeordnete Ände-
rungen.

Die gefährlichste Kontroverse droht
sich an Merkels jüngster Volte zu entzün-
den. Der idee der Vereinigten Staaten
von Europa stellten die Christsozialen
schon immer ihre Vorstellung eines stär-
ker föderalen Europa der Regionen ent-
gegen. Jetzt fürchten sie, dass ausgerech-
net als Reaktion auf die Euro-Krise mehr
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schlimmer als der Verlust des Kompasses“ 
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Der Euro hat versagt, findet das
US-amerikanische Magazin „Va-
nity Fair“, weniger ökonomisch

als politisch. „Erfunden wurde der Euro,
um Deutschland zu integrieren und die
Deutschen daran zu hindern, andere zu
dominieren“, heißt es in einer Geschich-
te des renommierten autoren Michael
lewis. Jetzt sei genau das Gegenteil ge-
schehen: „Die Deutschen haben Europa
in der tasche.“

Dass das wiedervereinigte Deutsch-
land die Wirtschaftskrise der westlichen
Welt anscheindend so schadlos überstan-
den hat, jedenfalls bis heute, bereitet
nachbarn und Freunden gleichermaßen
Unbehagen. in den politischen Salons
von Washington und Paris, von Brüssel
und Madrid, in politischen Qualitäts-
blättern wie in think-tanks wird der-
zeit die Frage gewälzt, ob dieses neue
Deutschland dabei sei, seine außen -
politik neu zu sortieren. Wendet sich
Berlin von der EU ab, oder will
Deutschland, im Gegenteil, mit Hilfe
der Währung erreichen, was dem land
mit Waffen nicht gelang – die Herr-
schaft über den ganzen Kontinent? 

Es ist die Stunde der Geostrategen,
die in Europa ein Ungleichgewicht der
Macht entstehen sehen. Sogar ein neu-
erliches Chaos nationaler Rivalitäten
wird für möglich gehalten. 

Der ehemalige britische Premier Gor-
don Brown tadelte, „Deutschlands Wei-
gerung, aus seiner Position der Stärke
heraus zu handeln, gefährdet nicht nur
das land selbst, sondern das gesamte
Euro-Projekt.“ Schon raunen die Medien
wieder vom „deutschen Sonderweg“,
auch das Wort vom „Vierten Reich“ hat
Konjunktur, vor allem in Großbritan-
nien. im Fokus dieser bangen Diskussio-
nen steht immer wieder die Frage: Wo-
hin steuert Deutschland?

angela Merkel gilt in der amerikani-
schen Hauptstadt inzwischen als Wa-
ckelkandidatin. Die amerikaner sind
sich nicht mehr sicher, ob die Kanzlerin
den heimatlichen osten wirklich hinter
sich gelassen hat – oder ob sie ihn gera-
de neu entdeckt, zumindest wenn es um
Deutschlands interessen geht. „Europas
wirtschaftliches Kraftzentrum schwenkt
Richtung osten“, schreibt die „new
York times“. 

Der konservative Publizist ariel Co-
hen sieht gar eine neue „achse“ zwi-
schen Berlin und Moskau entstehen und
bemüht zur Einordnung der neuerli-
chen russisch-deutschen annäherung
das Gespenst von Rapallo, jenem ita -
lienischen Badeort, in dem beide län-
der 1922 einen von den westlichen
 Siegermächten misstrauisch beäugten
Vertrag abschlossen. Derlei Verschwö-
rungstheoretiker tun sich nicht schwer,

neue argumente für ihre thesen zu fin-
den: Hat sich Deutschland nicht gerade
erst an der Seite Russlands und Chinas
im Uno-Sicherheitsrat beim libyen-Ein-
satz des Westens enthalten? Wird die
deutsche Rüstungsfirma Rheinmetall
nicht schon bald ein ausbildungszen-
trum für Bodentruppen an das russische
Militär liefern, zum Preis von 398 Mil-
lionen Dollar? Hat Deutschland nicht
die zivile nutzung der Kernenergie auf-
gegeben, ohne absprache mit seinen
europäischen nachbarn, was nach an-
sicht der amerikaner zu neuer abhän-
gigkeit von russischem Gas führen
 dürfte?

„Wir erleben derzeit in Washington
viel Verunsicherung über Deutschlands

möglichen ostschwenk“, sagt Heather
Conley, Europa-Expertin am Center for
Strategic and international Studies.
 Berlins außenpolitik stehe vor einer
neuen Ära, die eher von interessen -
politik getrieben sei als von der
vermeint lichen Selbstlosigkeit als pan -
europä ischer Finanzier während der
Kohl-Ära. „Beim G-20-Gipfel 2010 in
Südkorea stand Deutschland auf einmal
an der Seite Chinas und gegen die USa,

als es um den abbau von Exportüber-
schüssen ging. Das schreckte viele
transatlantiker auf.“ 

Deutschland müsse sich angesichts
seiner Stärke nun Fragen stellen, die
amerika seit langem umtreiben wür-
den: „Wie gehe ich mit dem Zwiespalt
um, dass ich als Exportmacht neue
Märkte in Russland und asien erschlie-
ßen muss – aber gleichzeitig traditio-
nelle Verbündete nicht vor den Kopf
stoßen sollte?“ 

Das sind neben den amerikanern die
länder der Europäischen Union, und
dort macht man sich auch schon Sorgen.
luxemburgs außenminister Jean assel-
born sagt, Deutschland vollziehe jetzt
nach, was für Frankreich und Großbri-
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Karikatur im englischen „Guardian“: Kommt Europa unter das Diktat Berlins?

„Sieger und Besiegte“
Wieder einmal sorgen sich nachbarn und Verbündete um den Kurs der Berliner Regierung. Hat
angela Merkel Europa fallengelassen, oder will sie dem Kontinent deutsche Politik verordnen?



Macht nach Europa verlagert werden soll.
Das will die CSU verhindern. Sie will we-
niger, nicht mehr Europa.

CSU-Chef Horst Seehofer hat das Prä-
sidium seiner Partei sowie die Europa-
 Experten für diesen Montag nach Mün-
chen bestellt, trotz bayerischer Ferienzeit.
Bei dem treffen soll die Parteiprominenz
den Entwurf eines Grundlagenpapiers
zum thema Europa für den Parteitag an-
fang oktober beraten.

Das Papier haben Generalsekretär
alex ander Dobrindt und der Vizepräsi-
dent des bayerischen landtags, Reinhold
Bocklet, erarbeitet. Die CSU will damit
rote linien bei der Euro-Rettung einzie-
hen. Dazu zählen beispielsweise Euro-
Bonds.

„Eine dauerhafte und unbegrenzte Haf-
tungsgemeinschaft und transferunion
würde eine Vergemeinschaftung der Fi-
nanzpolitik bedeuten und den Charakter
des europäischen Staatenverbunds ent-
scheidend verändern“, heißt es darin. Das
lehne die CSU ab. Stattdessen fordert sie
„die Ermöglichung eines insolvenzverfah-
rens für Staaten und Banken der Euro-
Zone“. Und dann folgt eine kaum ver-
hüllte Kriegserklärung an Merkel: „ist ein
Mitgliedstaat nicht gewillt, die Konver-
genzkriterien dauerhaft zu erfüllen, be-
steht die Möglichkeit, die Euro-Zone zu
verlassen.“ im Klartext: Griechenland soll
raus aus der Währungsunion.

Dobrindt fürchtet, dass die Deutschen
künftig dafür bezahlen müssten, wenn
zum Beispiel der römischen Regierung
die Kraft zu Reformen fehlt. „Wenn der
italienische Finanzminister tremonti sagt,
mit Euro-Bonds wären Spareinschnitte
italiens unnötig gewesen, ist das schlicht
unmoralisch“, sagt Dobrindt.

auch die idee eines europäischen Fi-
nanzministers lehnt die CSU ab. „Die
CSU will einen stärkeren wirtschafts -
politischen Koordinierungsprozess, lehnt
aber eine Wirtschaftsregierung mit eige-
nen Ministern nach dem Vorbild nationa-
ler Regierungen ab“, sagt landesgruppen-
Chefin Gerda Hasselfeldt. Das Budget-
recht der Parlamente dürfe nicht ausge-
hebelt werden.

Da es auch viele Skeptiker in den Rei-
hen der CDU gibt, beginnt nun die Phase
der politischen Massage. Fraktionschef
Volker Kauder und Fraktionsgeschäfts-
führer altmaier wollen den Kritikern die
Konsequenzen eines nein bei der abstim-
mung im Bundestag erläutern. Bundes-
tagspräsident norbert lammert nahmen
sie bereits ins Gebet.

auch tricks sollen helfen, im Parla-
ment eine niederlage zu vermeiden. So
hat die Koalition beschlossen, die abstim-
mung über den Rettungsschirm und die
neuen Hilfen für Griechenland zu tren-
nen. Das war zunächst anders geplant.
aber es gibt Parlamentarier, die für den
Rettungsschirm und gegen die Hilfen für
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tannien längst normal ist: „knallhart ei-
gene interessen zu vertreten“.

in Frankreich sieht man Deutschland
erneut einen „Sonderweg“ beschreiten.
Die Enthaltung im Sicherheitsrat zu li-
byen, so der frühere außenminister Hu-
bert Védrine, zeige das wahre Gesicht
des nachbarn: „Deutschland ist zu ei-
nem organischen Egoismus zurückge-
kehrt, es ist, wie auch Frankreich, mit
den eigenen nationalen interessen be-
schäftigt.“ 

auch die Entscheidung, nach dem Su-
per-GaU von Fukushima die Energie-
wende zu vollziehen, habe „la Merkel“
ohne einen telefonanruf bei nicolas
Sarkozy getroffen. Edouard tétreau, der
an der Pariser Elitehochschule für Wirt-
schaft, HEC, lehrt, wirft der Kanzlerin
vor, „sie hört seit einigen Monaten nicht

auf, alle europäischen Verpflichtungen
abzuschütteln“.

Das Paradox der deutschen Rolle sei,
dass Deutschland gleichzeitig zu stark
und zu schwach sei, Europa zu führen,
sagt die Pariser Politologin anne-Marie
le Gloannec, Direktorin am Centre
d’études et de recherches internationa-
les (CERi). in Wirtschaftsdingen sei das
land global ausgerichtet, aber in seiner
Politik zu sehr auf sich selbst bezogen. 

Jahrzehntelang sei Europa gleichsam
die Staatsräson der Bundesrepublik ge-
wesen, sagt le Gloannec. Doch mit der
Wiedervereinigung habe Deutschland
„weniger Reserven und noch weniger
Geduld, um das europäische System am
laufen zu halten“. 

Bei der französischen Rechten warnt
man dagegen vor einer deutschen Über-
macht, sollten die Schulden in Europa
vergemeinschaftet werden: „Das wäre
eine Sackgasse, die Summen sind
enorm, und die Deutschen werden Ga-
rantien verlangen. Wir werden unter
das Diktat Berlins geraten“, fürchtet
Jacques Myard von der Regierungspar-
tei UMP.

Der spanische Politologe José ignacio
torreblanca, Europa-Experte des Euro-
pean Council on Foreign Relations
(ECFR) in Madrid und regelmäßiger
Kommentator der größten tageszeitung
„El País“, beschreibt die Ängste vieler
Spanier so: 

Deutschland sei nicht länger europä-
isch orientiert, vielmehr ver lange es,
dass Europa deutsch werde, also nach

deutschem Muster funktioniere. Das
Vertrauen der Europäer in Deutschlands
Solidarität sei erodiert, sagt torreblan-
ca. Deutschland zwinge den Partnern
sein Wirtschaftsmodell auf, und zwar
„in einer logik von Siegern gegenüber
Besiegten“. 

all diese Zweifel richten sich gegen
die Kanzlerin. außenminister Guido
Westerwelle spielt keine Rolle. 

Deutschland sei „ein land ohne
 außenminister“, spottet asselborn.
Ein Mann, dessen Machtbasis zu Hau-
se auf drei  Prozent geschrumpft sei,
habe „im  Kollegenkreis überhaupt kein
Standing“. Hans Hoyng, 

Hans-Jürgen Schlamp, 
Gregor Peter Schmitz, Helene Zuber
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Protest in Griechenland: „Viertes Reich“



Griechenland sind. ihnen wird damit ein
Ja zum Rettungsschirm erleichtert.

Zudem soll die Beteiligung des Bun-
destags bei Entscheidungen auf europäi-
scher Ebene neu geregelt werden. altmai-
er und sein CSU-Kollege Stefan Müller
plädieren dafür, einen sogenannten Gro-
ßen EU-ausschuss einzurichten. Dieser
soll vorrangiger ansprechpartner für die
Bundesregierung bei europäischen the-
men sein.

Der neue ausschuss könnte auch die
Mitwirkungsrechte des Parlaments bei
Garantien im Rahmen des europäischen
Rettungsschirms EFSF und dessen nach-
folger ESM wahrnehmen. „in beiden Fäl-
len wäre eine Verfassungsänderung erfor-
derlich“, heißt es in einer ideenskizze,
die in der Unionsfraktionsspitze kursiert.
Besetzt werden soll der ausschuss mit
Vertretern der Fraktionsführung, des bis-
herigen EU-ausschusses sowie mit Haus-
halts- und Finanzpolitikern.

Die hektischen aktivitäten in der Ber-
liner Regierungskoalition zeigen, dass die
Euro-Krise dem Endspiel entgegentreibt.
Merkel will aber nicht ihre letzte und
schärfste Waffe einsetzen: die Vertrauens-
frage. Das wäre die sicherste Möglichkeit, 

* Bei der Regierungserklärung zum atomausstieg am
9. Juni.

eine eigene Mehrheit der Koalition zu be-
kommen. Jeder abgeordnete, der gegen
die Euro-Rettung stimmt, müsste dann
gleichzeitig gegen die Kanzlerin stimmen
und könnte sein Mandat verlieren, wenn
es neuwahlen gibt. Doch Merkel hält ein
solches Vorgehen für ein Eingeständnis der
Schwäche. Die Vertrauensfrage, heißt es
in ihrem Umfeld, steht nicht zur Debatte. 

Merkel kann noch kämpfen, Wester-
welle dagegen hat schon verloren.

auf dem libyschen Feld begann das De-
saster für Westerwelle mit einer freudigen
nachricht für die Freunde der Freiheit.
Die Rebellen marschierten am Wochen-
ende in der Hauptstadt tripolis ein. ihr
Einsatz und der Einsatz der nato-Bomber
hatte sich ausgezahlt. aber für den au-
ßenminister war dies keine Stunde der
Demut, sondern eine Stunde der Recht-
haberei. „Unsere Politik der Sanktionen
ist richtig gewesen“, sagt er am Sonntag
beim tag der offenen tür der Bundesre-
gierung. Sie habe sogar einen Beitrag
zum Sieg geleistet, ergänzt er später.

in der FDP sorgt diese selbstgerechte
Haltung für Fassungslosigkeit. als sich
am Mittwoch die FDP-Minister vor der
Kabinettssitzung zum Frühstück im Bun-
deswirtschaftsministerium treffen, vertei-
digt Westerwelle seine Position. Er sagt,
er habe die Bevölkerung hinter sich.

teilnehmer berichten, dass Parteichef
Rösler Westerwelle mehrmals darauf hin-
weist, dass seine Rechtfertigung der deut-
schen Enthaltung im Uno-Sicherheitsrat
fehl am Platz sei. Doch Westerwelle
bleibt bei seinem Kurs. 

Rösler ärgert sich. am Donnerstag teilt
er Westerwelle telefonisch mit, dass er
öffentlich eine andere Position vertreten
werde. in einem interview mit der „Pas-
sauer neuen Presse“ dankt er den nato-
truppen ausdrücklich für ihren Einsatz.
Generalsekretär Christian lindner äußert
sich ähnlich in der „Frankfurter Rund-
schau“. Das ist eine öffentliche Bloßstel-
lung des eigenen Ministers, wie sie in der
Politik selten ist. 

Rösler hatte die Enthaltung der Bun-
desregierung von vornherein für einen
Fehler gehalten. Zum ersten Mal hatte
Deutschland sich in einer zentralen Frage
gegen die USa, Frankreich und die an-
deren europäischen Partner gestellt. Wes-
terwelle machte alles noch schlimmer, als
er von einer neuen Weltordnung sprach,
in der die alten allianzen an Bedeutung
verlören. im ausland begann man an der
Zuverlässigkeit Deutschlands zu zweifeln.

Gegenüber Vertrauten hat Rösler ver-
gangene Woche klargemacht, dass sein
interview ein erster Schritt ist, Wester-
welle loszuwerden. Er hat gesagt, dass er
Sohn eines Soldaten sei, selbst zwölf Jah-
re gedient habe und dass für ihn eine
 Position Deutschlands außerhalb des Mi-
litärbündnisses nato undenkbar sei. 

„Um weiteren Schaden von der FDP
abzuwenden“, fordert der frühere Bun-
desinnenminister Gerhart Baum die Gre-
mien seiner Partei auf, sich in einem Be-
schluss zu einer wertegebundenen, bünd-
nistreuen außenpolitik zu bekennen.
„Westerwelles Haltung ist ein Verrat an
unseren außenpolitischen Werten“, sagt
Baum. 

Die beiden internationalen Felder, auf
denen jetzt innenpolitisch gekämpft wird,
sind nicht streng nach Parteien getrennt.
auch Merkel war für die Enthaltung in
der libyen-Frage und hat sie bis in die
vergangene Woche hinein verteidigt. auch
sie steht nun in dieser Sache schlecht da.

Und auch in der FDP brodelt es beim
thema Euro. Besonders unter den Bun-
destagsabgeordneten wächst die Skepsis
gegenüber dem Kurs der Regierung. auch
abgeordnete der FDP könnten dazu bei-
tragen, eine eigene Mehrheit der Koali -
tion zu verhindern.

Dies ist die nächste große Krise dieser
Bundesregierung, die größte bislang, und
die letzte große liegt so weit noch nicht
zurück. Westerwelle wird darüber wohl
seinen Platz in der Politik verlieren, bei
Merkel ist es offen, aber Deutschland,
und das ist das Schlimmste, weiß nicht
mehr, wo sein Platz in dieser Welt ist.

DiRK KURBJUWEit, PEtER MÜllER, 
Ralf neukirch, Merlind theile

Deutschland
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Kanzlerin Merkel im Bundestag*: „Explosive Mischung in der Fraktion“ 


